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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Der Nationalrat stimmte auf Antrag seiner Kommission und gegen die Opposition von
Giger (fdp, SG) und Steffen (sd, ZH) einer parlamentarischen Initiative Ducret (cvp, GE)
für eine Erleichterung der Einbürgerung zu. Der Vorstoss verlangt eine Halbierung der
für die ordentliche Einbürgerung geforderten minimalen Wohnsitzdauer von 12 Jahren.
Diese bestehende Anforderung ist im europäischen Vergleich ausserordentlich streng,
nur gerade Deutschland und Österreich kennen mit zehn Jahren annähernd so hohe
Barrieren. Ob mit dieser angestrebten Gesetzesänderung die Einbürgerung für die
vielen jungen Ausländer, welche einen guten Teil ihrer Jugend in der Schweiz verbracht
haben, attraktiver gemacht werden kann, ist allerdings fraglich. Da bereits heute die
Wohnsitzjahre zwischen dem 10. und dem 20. Altersjahr doppelt angerechnet werden,
stellt diese Vorschrift für die meisten von ihnen keinen Hinderungsgrund dar. Eine
Erleichterung trat aber für die in der Schweiz wohnenden italienischen Staatsbürger in
Kraft, indem Italien das Verbot der doppelten Staatsbürgerschaft ebenfalls aufgehoben
hat. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.01.1992
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Der Ständerat nahm in der Sommersession eine parlamentarische Initiative seiner
aussenpolitischen Kommission einstimmig an (28 zu 0 Stimmen), mit der eine
Verordnungsrevision zwecks Klärung der Regelungen zur Pflege der internationalen
Beziehungen des Parlaments angestrebt wird. Insbesondere die Zuständigkeiten für
den Empfang ausländischer Delegationen, die Zusammenarbeit und Koordination der
verschiedenen eigenen Delegationen der Bundesversammlung und die Beziehung zum
Europäischen Parlament sollen besser geregelt werden. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2011
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte die SVP die Einsetzung einer
Parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) zwecks Untersuchung der
„massiven Fehlinformationen“ im Rahmen der Volksabstimmung über die Abkommen
von Schengen und Dublin vom 5. Juni 2005. Die Kosten für den Beitritt zum Schengen-
Raum wurden im Bundesbüchlein mit jährlich CHF 7,4 Mio. veranschlagt. Ein Bericht
des Justizdepartements hatte 2011 jedoch aufgezeigt, dass seither rund CHF 43 Mio.
pro Jahr aufgewendet worden waren. Brisant war, dass Christoph Blocher (svp, ZH)
damals dem EJPD vorstand, aber vehement abstritt, für die Zahl verantwortlich gewesen
zu sein. Er unterstellte ehemaligen Kollegen gar eine bewusste Falschangabe. Mit ihrer
Forderung nach einer PUK wollte die SVP nicht nur ihre Kritik am Schengen-Vertrag
äussern, sondern auch abklären lassen, wie falsche Zahlen und irreführende Aussagen
durch Behörden im Rahmen von eidgenössischen Abstimmungen künftig verhindert
werden können. Das Büro des Nationalrats lehnte die Forderung der SVP ab. Eine PUK
dürfe nur bei Vorkommnissen besonderer Tragweite eingesetzt werden. Zwar seien die
zu tief eingeschätzten Kosten tatsächlich ein Ärgernis, der Bundesrat habe aber zu
diesem Problem im Rahmen verschiedener Vorstösse bereits ausführlich Stellung
genommen und es sei an der GPK zu entscheiden, ob weitere Untersuchungen nötig
seien. Auch der Nationalrat sah eine PUK als unnötig an und sprach sich mit 125 zu 45
Stimmen aus der geschlossenen SVP-Fraktion gegen Folgegeben der Initiative aus. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.03.2012
MARC BÜHLMANN
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Aussenpolitik

Aussenpolitik

In der Frühjahrssession 2022 beschäftigte sich der Nationalrat mit der
parlamentarischen Initiative Molina (sp, ZH) zur Einführung einer Rechtsgrundlage für
gezielte Sanktionen bei schweren Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch
hochrangige Politiker und Politikerinnen. Die APK-NR hatte der Initiative im Vorfeld
der Session mit 13 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge gegeben.
Kommissionssprecher und Initiant Fabian Molina argumentierte, dass die Sanktionen
der europäischen Länder in Reaktion auf den russischen Angriff auf die Ukraine
Wirkung gezeigt hätten. Sanktionen seien das einzige Mittel zwischen Krieg und Frieden,
um «Regelbrecher zur Raison zu bringen». Um die Zivilbevölkerung dadurch aber nicht
zu schädigen, müsse man «smart sanctions» nutzen, die gezielt die Verantwortlichen
von Kriegsverbrechen und Menschenrechtsverletzungen strafen. Die Schweiz tue sich
generell schwer mit der Übernahme von Sanktionen, es fehle aber auch die rechtliche
Grundlage für eigenständige Sanktionen, erläuterte Molina. Molina bezeichnete den
Umstand, dass die Schweiz UNO-Sanktionen und Massnahmen der OSZE und der EU
übernehmen müsse als «nicht neutral und noch weniger souverän». Die APK-NR habe
daher auch bei der Revision des Embargogesetzes einen Artikel vorgeschlagen, der es
dem Bundesrat bei Menschenrechtsverletzungen erlauben soll, eigenständige
Sanktionen gegen Personen oder Entitäten anzuordnen. Hans-Peter Portmann (fdp, ZH)
kritisierte Molina dafür, dass er die Forderung seiner parlamentarischen Initiative
bereits im Embargogesetz eingebracht habe und somit dem Rat zweimal das gleiche
Anliegen vorlege und forderte den Rückzug der Initiative. Fabian Molina erklärte, dass
dies gemäss Parlamentsrecht nicht möglich sei, weil sie bereits in der Kommission
beraten worden war, er wolle aber insbesondere auch im Hinblick auf die Beratung im
Ständerat an der Initiative festhalten. Eine Kommissionsminderheit Nidegger (svp, GE)
forderte die Ablehnung der Initiative, einerseits weil der Begriff
«Menschenrechtsverbrechen» eine Verurteilung nach eingehender Untersuchung
voraussetzen würde, andererseits weil die Schweiz dadurch zur aktiven Akteurin im
Sanktionsbereich und somit zu einer an internationalen Konflikten beteiligten Partei
werden würde. Nidegger befürchtete auch, dass der Rechtsstaat geschwächt werden
könnte und die Schweiz im Ausmass der Sanktionen sogar weiter gehen könnte, als die
UNO und die wichtigsten Handelspartner. Der Minderheitsführer argumentierte in der
Ratsdebatte, dass nur Staaten als Völkerrechtssubjekte das Völkerrecht verletzen
könnten und daher auch nur Staaten Gegenstand von Sanktionen sein könnten. Der
Nationalrat gab der Initiative schliesslich mit 104 zu 74 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
Folge. Die SVP-Fraktion, sowie die FDP.Liberale-Fraktion stimmten fast geschlossen
dagegen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.06.2022
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2022 beriet der Ständerat über die parlamentarische Initiative
Molina (sp, ZH) zur Einführung einer Rechtsgrundlage für gezielte Sanktionen bei
schweren Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch hochrangige Politiker
und Politikerinnen. Damian Müller (fdp, LU) erläuterte der kleinen Kammer die
Geschichte des Geschäfts, dem von der APK-NR im Januar 2021 Folge gegeben worden
war. Die APK-SR hatte der Initiative zwar im April 2021 nicht zugestimmt, da die APK-NR
aber daran festgehalten hatte und der Nationalrat die Initiative in der Folge ebenfalls
angenommen hatte, musste sich die APK-SR erneut damit befassen.
Kommissionssprecher Müller erklärte, dass die Kommission die Differenzbereinigung
beim Embargogesetz habe abwarten wollen und daher die Beratung des Geschäfts
verschoben hatte. Da man bei der Beratung des Embargogesetzes verneint habe, eine
Rechtsgrundlage für eigenständige Sanktionen schaffen zu wollen, mache es in den
Augen der Kommissionsmehrheit auch keinen Sinn, der Initiative Folge zu geben. Eine
Minderheit Jositsch (sp, ZH) beantragte dem Rat dennoch, der Initiative Folge zu geben,
da durch die persönliche Sanktionierung einzelner hochrangiger Personen negative
Konsequenzen für die Zivilbevölkerung vermieden werden könnten. Jositsch erklärte,
dass die Initiative – wie der ähnlich ausgestaltete Minderheitsantrag Sommaruga (sp,
GE) zum Embargogesetz – eine Ombudsstelle zur Wahrung der rechtsstaatlichen
Prinzipien vorsehe. Er erwarte jedoch nicht, dass dies den Ständerat umstimmen
würde. Damit behielt er Recht und der Ständerat gab der Initiative mit 28 zu 13 Stimmen
keine Folge, womit das Geschäft erledigt war. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.2022
AMANDO AMMANN
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Beziehungen zur EU

Quatre initiatives parlementaires en la matière ont aussi été déposées. La première
provient de députés formant le groupe parlementaire "Communauté européenne",
dont le chef de file est le conseiller national Jaeger (adi, SG) (90.262). Elle exprime une
demande similaire à celle de "Euro-Initiative". Les trois autres ont un contenu
identique et émanent des conseillers nationaux Caccia (pdc, TI)  (90.246), Petitpierre
(prd, GE)  (90.247) et Sager (udc, BE) (90.245). Par le biais d'un nouvel article
constitutionnel 8bis elles demandent une plus grande implication de la Suisse dans la
construction européenne, non seulement par l'intermédiaire de la  CE, mais aussi par
celui de toutes les autres institutions oeuvrant en ce sens. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.10.1990
BRIGITTE CARETTI

Au Conseil des Etats, l'initiative Roth (pdc, JU) qui demandait l'ouverture de
négociations en vue de l'adhésion à la CE a été rejetée par une large majorité. Les
arguments du député jurassien n'ont pas suffi à convaincre la majorité de la chambre
haute qui jugeait une demande d'adhésion prématurée. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.1991
ANDRÉ MACH

A plusieurs occasions, lors des sessions de mars et du mois de juin, les parlementaires
ont questionné le Conseil fédéral sur l'état d'avancement des négociations sur le traité
de l'EEE et ont réclamé une plus grande transparence de sa part. Le débat sur la
politique européenne de la Suisse s'est poursuivi lors de la session d'octobre par le
biais de différentes initiatives parlementaires. Ainsi, au Conseil national, malgré la
motion d'ordre Portmann (pdc, GR) demandant de reporter le débat sur la Suisse et
l'Europe après la conclusion du traité de l'EEE (rejetée de justesse par 65 voix contre
61), la triple initiative parlementaire Sager (udc, BE) (90.245) / Caccia (pdc, TI) (90.246))
/ Petitpierre (prd, GE) (90.247) et celle du conseiller national Jaeger (adi, SG) (90.262)
suscitèrent d'importantes discussions. La première propose une modification de la
Constitution fédérale en spécifiant que "la Confédération participe à la construction de
l'Europe" et qu"elle négocie avec la Communauté européenne les termes de sa
participation" (90.245-247) . Pour ses auteurs, elle devrait permettre une approche
européenne la plus large possible, pas uniquement limitée à la CE, et d'ouvrir un débat
public afin de sensibiliser l'opinion sur la question de l'intégration européenne. La
seconde initiative allait encore plus loin puisque elle proposait que le Conseil fédéral
ouvre des négociations en vue de l'adhésion de la Suisse à la CE (90.262). Les socialistes
ont demandé que l'initiative Jaeger soit renvoyée à la commission pour que la demande
d'adhésion soit assortie de conditions pour garantir l'acquis environnemental de la
Suisse et les droits démocratiques. Cette proposition a été largement rejetée. Les
socialistes et les indépendants se sont montrés les plus favorables à une demande
d'adhésion à la CE alors que les écologistes, l'UDC et le PA étaient les plus réticents;
quant aux partis radical et démocrate-chrétien, ils ont déclaré qu'ils préféraient
attendre la signature du traité de I'EEE avant d'envisager une autre forme de
rapprochement avec la CE. Après un long débat et faute de solution faisant l'unanimité
parmi les députés, les deux initiatives ont été renvoyées à la commission des affaires
étrangères pour un nouvel examen et seront traitées après la conclusion du traité de
l'EEE. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.10.1991
ANDRÉ MACH

Lors des sessions parlementaires, plusieurs interventions sur le sujet de la politique
européenne ont été traitées par les Chambres. Ces dernières ont rejeté à la quasi-
unanimité les initiatives parlementaires jumelles Morniroli (Lega, TI) et Ruf (ds, BE)
(92.422) qui, reprenant le texte de l'initiative populaire des Démocrates suisses et de la
Lega, demandaient que les négociations entamées avec l'UE en vue d'une adhésion
soient rompues et que l'ouverture de celles-ci soit soumise au vote du peuple et des
cantons. Dans les deux Conseils, les commissions de politique extérieure ont estimé
que la décision du Conseil fédéral de 1992 de transmettre une demande d'ouverture de
négociation en vue d'une adhésion à l'UE était conforme à la Constitution. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.04.1993
ANDRÉ MACH
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En fin d'année, le Groupe socialiste a déposé une initiative parlementaire visant à
modifier les dispositions transitoires de la Constitution de façon à ce que les autorités
fédérales soient expressément chargées de réactiver la demande d'ouverture des
négociations d'adhésion avec l'UE et de mettre à profit toute leur marge de manoeuvre
sur le plan de la politique intérieure afin de créer les conditions propres à apaiser les
diverses craintes que suscite l'idée d'une adhésion à l'UE au sein de l'opinion publique.
L'initiative veut par ailleurs modifier les droits populaires, les prérogatives du
parlement et les droits de participation des cantons pour les rendre compatibles avec
une intégration de la Suisse dans l'UE. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.1994
LIONEL EPERON

Quoique factuel, ce rapport intermédiaire a néanmoins été à l'origine d'un débat de
fond sur la politique européenne au sein du Conseil national qui a profité de cette
occasion pour se prononcer simultanément sur diverses initiatives parlementaires et
motions encore pendantes en matière de politique d'intégration. Toutefois, le nombre
de celles-ci avait alors singulièrement diminué en raison de la décision des groupes
socialiste et démocrate-chrétien de retirer leurs deux initiatives déposées en 1994 au
profit d'une motion de la Commission de politique extérieure. Rédigé dans l'optique
de fournir une assise consensuelle solide à la politique européenne poursuivie par le
Conseil fédéral, ce texte demande principalement au gouvernement de se concentrer,
dans un premier temps, sur les négociations bilatérales puis, durant la législature 1995-
1999, de déterminer le moment où il conviendra de relancer la procédure d'adhésion
de la Suisse à l'UE. Ne souhaitant pas cautionner cette logique de compromis minimal
entre les formations politiques proeuropéennes, la députée Grendelmeier (adi, ZH) a,
pour sa part, maintenu son initiative parlementaire invitant fermement le Conseil
fédéral à engager, au plus tard en 1996, des négociations avec l'UE en vue de l'adhésion
de la Suisse.

A quelques mois des élections fédérales d'automne, ce débat sur l'Europe a permis de
constater que les positions des différentes forces politiques représentées au Conseil
national n'avaient guère évolué, notamment sur la question d'une éventuelle adhésion
de la Suisse à l'UE. Ainsi l'UDC, les Démocrates suisses, la Lega et le parti de la liberté se
sont à nouveau clairement prononcés contre toute forme d'intégration. A l'opposé, les
socialistes, les libéraux, la majorité des écologistes et les indépendants ont réitéré leur
souhait de voir la Confédération faire partie, à plus ou moins court terme, de l'Union
européenne. Plus réservées, les interventions des députés radicaux et démocrates-
chrétiens ont mis une nouvelle fois en exergue la retenue de ces deux partis quant à
une éventuelle intégration de la Suisse à l'UE: le PRD et le PDC ont en effet souhaité que
l'attention soit avant tout portée sur les négociations bilatérales et que, par ailleurs,
l'option EEE reste ouverte.

Bien que le rapport intermédiaire du Conseil fédéral ait été l'objet d'une proposition
de renvoi Moser (pdl, AG) et d'une proposition de désapprobation Pini (prd, TI), le
Conseil national a décidé d'en prendre acte par 115 voix contre 27. Si, par ailleurs, la
motion de la Commission de politique extérieure a été transmise par 93 voix contre 44
et 7 abstentions sous la forme moins contraignante d'un postulat, les députés de la
Chambre du peuple ont en revanche décidé de ne pas donner suite à l'initiative
Grendelmeier. Dernier objet à avoir été traité à cette occasion, la motion Cottier (pdc,
FR) - sur laquelle le Conseil des Etats s'était penché en 1994 - a quant à elle été
transmise comme postulat. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.06.1995
LIONEL EPERON

Le Conseil national a décidé de ne pas donner suite à une initiative parlementaire
Vanek (adg, GE), qui demandait un renforcement des mesures d’accompagnement à la
libre circulation des personnes, et notamment l’extension du champ d’application
d’une convention collective de travail, afin de mieux garantir la lutte contre la sous-
enchère salariale. Le député souhaitait par ailleurs renforcer, dans le Code des
obligations, la protection des représentants des travailleurs contre le licenciement. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.06.2006
ELIE BURGOS
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En juin, une initiative parlementaire du groupe UDC demandant que la Suisse retire sa
demande d’adhésion auprès de Bruxelles a été rejetée par le Conseil national par 109
voix contre 54. La CPE-CN a recommandé de rejeter le texte par 13 voix contre 8. Seule
l’UDC a soutenu le texte. Les opposants ont estimé qu’il était superflu de péjorer
inutilement les relations avec l’UE dans une période où la Suisse se trouvait en difficulté
dans les discussions sur la politique fiscale et le secret bancaire. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.04.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Nationalrat Eric Nussbaumer (sp, BL) reichte im Dezember 2020 eine parlamentarische
Initiative ein, mit der er vom Bundesrat einen Planungsbericht über die
Zusammenarbeit mit der EU in allen Bereichen ausser dem Marktzugang forderte. Dazu
solle das Parlamentsgesetz so ergänzt werden, dass der Bundesrat nach der
Präsentation des Legislativvorschlages zum Mehrjährigen Finanzrahmen der EU, dem
Parlament einen Planungsbericht zu künftigen Kooperationen mit EU-Agenturen und
Programmen vorlegen müsse. Nussbaumer nahm die Marktzugangsabkommen, mit
denen der sektorielle Binnenmarktzugang geregelt wird, bewusst von seiner Forderung
aus. Stattdessen bezog er sich auf verschiedene Kooperations-Programme wie Horizon
Europe, Erasmus+ oder Copernicus, bei denen die Schweiz als Drittstaat
Mitwirkungsmöglichkeiten besitzt. Er stellte sich vor, dass auf Basis des Berichts die
zukünftigen Verhandlungsmandate, Finanzierungsbotschaften und Gesetzesvorlagen
erarbeitet werden könnten, erklärte Nussbaumer. Dadurch entstünde eine
sachgerechte prozessuale und parlamentarische Abwicklung der Debatte um die
Mitwirkung in den EU-Kooperationsprogrammen, die sich alle sieben Jahre wiederholen
würde.  
Die APK-NR gab der Initiative im Oktober 2021 mit 17 zu 4 Stimmen Folge, die APK-SR tat
es ihrer Schwesterkommission im Januar 2022 mit 8 zu 0 Stimmen gleich. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2020
AMANDO AMMANN

Im Juni 2021 forderte die APK-NR mittels einer parlamentarischen Initiative die
Schaffung eines Bundesgesetzes für die Weiterführung und Erleichterung der
Beziehungen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen
Union. Der Vorstoss wurde in Reaktion auf den einseitigen Abbruch der Verhandlungen
über ein Institutionelles Rahmenabkommen mit der EU formuliert. Der Bundesrat solle
die Eckwerte für den strukturierten politischen Dialog mit der EU zur Klärung der
institutionellen Regeln in diesem Gesetz festhalten. Die Kommission argumentierte,
dass  eine Klärung der institutionellen Regeln für die bestehenden und zukünftigen
bilateralen Abkommen grundlegend für den kontinuierlichen und ausgewogenen Ausbau
der Wirtschafts- und Kooperationsbeziehungen mit der EU und ihren Mitgliedstaaten
sei. Vier Forderungen sollten im Bundesgesetz berücksichtigt werden: die
Verhandlungen über den Abschluss eines Abkommens zur Klärung der institutionellen
Fragen oder einer anderen zukunftsfähigen institutionellen Lösung müssen zum
nächstmöglichen Termin aufgenommen werden; der Bundesrat muss die Grundlage für
den Verhandlungsbeginn mit einem regelmässigen strukturierten politischen Dialog auf
ministerieller Ebene schaffen; die Aussenpolitischen Kommissionen sowie die Kantone
müssen zeitnah über den politischen Dialog informiert werden und sollen Leitlinien zur
Stärkung von Demokratie und Souveränität empfehlen können; der Bundesrat muss die
Rechtsharmonisierung rasch und umfassend vornehmen und legt dabei auch die
Prioritäten für künftige Marktzugangsabkommen und den Abschluss anderer
Kooperationsabkommen fest.
Da die APK-SR der parlamentarischen Initiative im Oktober 2021 knapp keine Folge gab,
musste die APK-NR darüber entscheiden, ob an der Initiative festgehalten werden soll.
In ihrem Kommissionsbericht Ende November 2021 gab sie dieser mit 17 zu 8 Stimmen
Folge, da eine Mehrheit der Meinung war, dass mithilfe der bewusst «nicht
ausformulierten Initiative» eine europapolitische Leitlinie zur Weiterführung der
bilateralen Beziehungen mit der EU geschaffen werden müsse. Eine
Kommissionsminderheit Nidegger (svp, GE) sorgte sich hingegen, dass dadurch die
Handlungsfähigkeit des Bundesrats eingeschränkt werden könnte. 
In der Frühjahrssession 2022 beriet der Nationalrat die Initiative seiner
Aussenpolitischen Kommission. Kommissionssprecher Eric Nussbaumer (sp, BL) räumte
zwar ein, dass die auswärtigen Angelegenheiten Sache des «Bundes» seien, dieser
Begriff umfasse jedoch nicht nur die Exekutive sondern auch die Legislative. Es sei
demnach die Aufgabe der Legislative, die «Leitlinien eines aussenpolitischen
Handlungsfeldes in einem Gesetz als Handlungsanweisung für die Exekutive zu
verankern». Nussbaumer versicherte, dass das Gesetz keinen umfassenden
Integrationsschritt, wie zum Beispiel einen EWR-Assoziierungsvertrag, vorschreiben
würde, sondern nur dafür sorgen solle, den bisherigen Weg zukunftsfähig

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2022
AMANDO AMMANN
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weiterzuführen. Da aus Basis der parlamentarischen Initiative zudem ein Gesetz
ausgearbeitet würde, das dem fakultativen Referendum unterstehe, sei eine direkt-
demokratische Auseinandersetzung möglich, ohne dass der bilaterale Weg dadurch
bedroht werde. Minderheitssprecher Nidegger, der beantragte, der parlamentarischen
Initiative nicht Folge zu geben, störte sich daran, dass diese zwingend eine Klärung der
institutionellen Regeln vorsehe, wo doch derzeit unüberbrückbare Differenzen zur EU
bestünden, namentlich beim Lohnschutz, der Unionsbürgerschaft und dem Verbot der
staatlichen Beihilfen. Er bezeichnete den Vorstoss als «Putsch» gegen das Vorrecht des
Bundesrats, die Schweizer Aussenpolitik gestalten zu können. Die grosse Kammer gab
der Initiative ihrer Kommission trotz dieser Einwände mit 127 zu 58 Stimmen (bei 7
Enthaltungen) Folge. Die SVP-Fraktion, sowie vereinzelte Mitglieder der FDP.Liberale-
und der Mitte-Fraktion stimmten dagegen. 15

«Es braucht legale Fluchtrouten als humanitäre flankierende Massnahmen zur
Übernahme der Frontex-Verordnung» forderte Ständerat Daniel Jositsch (sp, ZH) im
März 2022 in einer parlamentarischen Initiative. Jositsch wollte den Bundesbeschluss
zur Übernahme der Frontex-Verordnung, mit der die EU-Grenzschutzagentur
ausgebaut werden sollte, um einen Artikel ergänzen. Die Ergänzung sähe vor, dass die
Schweiz in den Jahren 2022 und 2023 insgesamt mindestens 4'000 UNHCR-
Resettlement-Flüchtlinge aufnehmen müsste. Resettlement bezeichnet die dauerhafte
Neuansiedelung besonders schutzbedürftiger Flüchtlinge, die weder in ihr Heimatland
zurückkehren, noch in dem Land bleiben können, in welches sie geflohen sind. Jositsch
argumentierte, dass diese Forderung bereits in der parlamentarischen Debatte zur
Frontex-Vorlage gestellt worden sei. Seiner Meinung nach müsste man zusätzlich zum
Frontex-Ausbau die legalen Fluchtrouten ausbauen. Nach einer allfälligen Ablehnung
der Frontex-Vorlage durch die Stimmbevölkerung solle der Bundesrat möglichst rasch
eine neue Vorlage erarbeiten, welche die in der parlamentarischen Initiative genannten
humanitären flankierenden Massnahmen umsetze, denn dies würde die
Annahmewahrscheinlichkeit des Frontex-Ausbaus erhöhen. Ständerat Jositsch zog
seine Initiative Ende Mai 2022 zurück, nachdem die Frontex-Vorlage mit einer
deutlichen Mehrheit (71.5% Ja-Stimmen) angenommen worden war. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.05.2022
AMANDO AMMANN

Nachdem die APK-SR die Behandlung der parlamentarischen Initiative für ein
Bundesgesetz für die Weiterführung und Erleichterung der Beziehungen zur EU
zweimal verschoben hatte, weil sie den Europabericht des Bundesrates abwarten
wollte, kam sie in der Frühjahrssession 2023 in den Ständerat. Kommissionssprecher
Pirmin Bischof (mitte, SO) erinnerte den Ständerat zuerst daran, dass die APK-SR die
Initiative im Oktober 2021 bereits einmal abgelehnt, die APK-NR aber an ihrem Entwurf
festgehalten hatte. Er wies des Weiteren darauf hin, dass die Initiative zu einem
Zeitpunkt eingereicht worden sei, als die Beziehungen zur EU «völlig blockiert waren».
Zwar sei das Anliegen der Initiative nachvollziehbar, doch habe sich die APK-SR seit
dem Abbruch der Verhandlungen in vielfältiger Art und Weise zu den Beziehungen
Schweiz-EU äussern können. Die parlamentarische Initiative der APK-NR sei aus
institutioneller Perspektive problematisch und darüber hinaus nicht zielführend, da der
geforderte politische Dialog bereits seit Längerem bestehe. Die Umsetzung der
Initiative würde zu lange dauern und damit den Verhandlungsspielraum des Bundesrats
einschränken, schloss Bischof seine Ausführungen und seine Begründung des
Mehrheitsantrags, auf Folgegeben zu verzichten. Eva Herzog (sp, BS) zog in der Folge
ihren Einzelantrag auf Folgegeben zurück, da sie bereits im Rahmen der Debatte zur
Motion 22.3012 gespürt habe, dass sich eine Mehrheit des Ständerates eine rasche
Regelung der bilateralen Beziehungen wünsche und sich vor allem aus formellen und
nicht aus inhaltlichen Gründen gegen die parlamentarische Initiative wehre. Der
Ständerat gab der Initiative stillschweigend keine Folge, womit diese erledigt war. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2023
AMANDO AMMANN

Im März 2021 reichte Franziska Ryser (gp, SG) eine parlamentarische Initiative ein, mit
der sie Grundlagen für ein CO2-Grenzausgleichssystem schaffen wollte. Ein neuer
Artikel im CO2-Gesetz solle die Grundlage für ein Grenzausgleichssystem für CO2-
intensive Produkte schaffen und dabei die dahingehenden Entwicklungen in der EU
berücksichtigen. Ryser argumentierte, dass rund 65 Prozent des Schweizer
Treibhausgas-Fussabdrucks im Ausland verursacht werde und diese Emissionen durch
die Nettoeinfuhr von Waren und Dienstleistungen der Schweiz angerechnet würden. Da
gewisse Staaten keine CO2-Abgaben erheben würden und deren Waren in der Schweiz
dementsprechend günstiger angeboten werden könnten, entstehe für die Schweizer

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.03.2023
AMANDO AMMANN

01.01.65 - 01.01.24 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Wirtschaft ein sich zunehmend verschärfender Wettbewerbsnachteil. Die Einführung
eines Grenzausgleichssystems könne dieses Problem beheben, indem man bei der
Einfuhr die Differenz zwischen der ausländischen CO2-Abgabe und der Schweizer CO2-
Abgabe verrechne. Das System setze einerseits Anreize, in der inländischen Industrie in
Dekarbonisierung zu investieren, andererseits hätten auch andere Staaten vermehrt
Grund, ihre klimapolitischen Massnahmen rascher umzusetzen. Da sich die EU-
Kommission seit Anfang März 2021 mit der Ausarbeitung eines mit den WTO-Regeln zu
vereinbarenden CO2-Ausgleichssystems auseinandersetze, solle sich auch die Schweiz
an dieser Entwicklung beteiligen, das die Forderung der Motionärin. Nur so könne man
ein auf den europäischen Wirtschaftsraum abgestimmtes System gewährleisten. Das
gleiche Ziel hatte auch eine kurze Zeit später eingereichte Motion der WAK-NR (Mo.
21.3602), die eine Beteiligung am Grenzausgleichssystem der EU forderte.

Nachdem die UREK-NR der Initiative im April 2022 Folge gegeben hatte, tat es ihr die
UREK-SR im März 2023 gleich. Damit hat die UREK-NR zwei Jahre Zeit, um einen
entsprechenden Gesetzesartikel auszuarbeiten. Die Kommission des Ständerates gab in
ihrer Medienmitteilung bekannt, dass sie eine Verlagerung der CO2-intensiven
Schweizer Stahl- und Zementproduktion in Länder mit lascheren
Klimaschutzvorschriften befürchte und daher den Handlungsbedarf anerkenne. Sie
verlangte abschliessend, dass ihre Schwesterkommission den Bericht zum Postulat der
APK-NR (Po. 20.3933) als Grundlage für die Erarbeitung des Grenzausgleichssystems zu
verwenden habe. 18

Im April 2023 verabschiedete die APK-NR mit 17 zu 0 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
einen Entwurf zur Ergänzung des Parlamentsgesetzes zur Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Nussbaumer (sp, BL; Pa.Iv. 20.496) zuhanden des
Nationalrates. Die parlamentarische Initiative verlangte verbesserte
Mitwirkungsmöglichkeiten des Parlaments in Europafragen, indem der Bundesrat der
Bundesversammlung regelmässig einen Planungsbericht über alle geplanten
Assoziierungen an EU-Agenturen und -programme ausserhalb des Binnenmarktzugangs
unterbreiten soll. Der Planungsbericht werde jeweils fällig, sobald der
Legislativvorschlag der Europäischen Kommission zum mehrjährigen Finanzrahmen der
EU vorliege. Parallel zu diesem werden der EU-Kommission nämlich die
Rechtsgrundlagen und Verordnungsvorschläge für die 37 EU-Programme vorgelegt,
erklärte die APK-NR. Die Aussenpolitische Kommission betonte, dass der
Planungsbericht die Assoziierungsprozesse nicht verzögern solle, sondern die
Erarbeitung und Beratung von Verhandlungsmandaten, Finanzierungsbotschaften und
Gesetzesvorlagen vereinfachen werde. Auf eine Vernehmlassung habe man verzichtet,
da der Entwurf überwiegend die Organisation oder das Verfahren von Bundesbehörden
betreffe und keine bedeutenden Auswirkungen auf Externe habe, teilte die APK-NR in
ihrer Medienmitteilung mit. Der Entwurf gehe zur Stellungnahme an den Bundesrat und
werde voraussichtlich in der Herbstsession 2023 im Nationalrat beraten. 

Der Bundesrat bezog im Juni 2023 Stellung zum Gesetzesentwurf der APK-NR und
beantragte Zustimmung. Der erste Planungsbericht soll gemäss Grobplanung 2026 den
aussenpolitischen Kommissionen übermittelt werden. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.04.2023
AMANDO AMMANN

Die APK-NR entschied sich im Juni 2023 dafür, das Geschäftsreglement ihres Rates
dahingehend zu revidieren, dass eine ständige Subkommission für Europafragen der
APK-NR eingesetzt werden soll, indem sie einer entsprechenden parlamentarischen
Initiative mehrheitlich Folge gab. Diese Subkommission, die aus einem Mitglied pro
Fraktion bestehen würde, solle die Mitwirkungsmöglichkeiten der APK-NR im Bereich
der Übernahme von EU-Recht festigen, indem sie die für die Schweiz wichtigen
Rechtsentwicklungen in der EU verfolgt und der APK-NR regelmässig darüber Bericht
erstattet. Eine Kommissionsminderheit sprach sich gegen die Einsetzung einer solchen
Kommission aus, da es nicht an dieser liege, sich mit den Rechtsentwicklungen in der
EU zu beschäftigen. Ausserdem stellte die Minderheit den vorgesehenen
Verteilschlüssel dieser Subkommission in Frage und kritisierte die allfällige
Ressourcenerhöhung bei den Parlamentsdiensten, die mit der Bildung einer solchen
Kommission einhergehe. An ihrer Sitzung im Juni 2023 stimmte die APK-NR jedoch
nicht nur für Folge geben, sondern beriet auch bereits den Berichts- und Erlassentwurf
zu dieser parlamentarischen Initiative. Der Erlassentwurf wurde mit 17 zu 5 Stimmen
gutgeheissen. 
Der Bundesrat äusserte sich im August 2023 vorsichtig positiv zum Entscheid der APK-

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.06.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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NR. Er argumentierte, dass es nicht am Bundesrat sei, über die Organisation und
Aufgabenteilung der Kommissionen zu urteilen. Er wies jedoch darauf hin, dass sich
durch die Einsetzung der ständigen Subkommission an der Verteilung der Kompetenzen
zwischen Parlament und Bundesrat im Bereich der Aussenpolitik nichts ändern werde.
Der Nationalrat wird nun abschliessend über diese parlamentarische Initiative
entscheiden können. Die APK-SR und damit der Ständerat sind nicht von diesen
Arbeiten betroffen. 20

Die Ergänzung des Parlamentsgesetzes zu den parlamentarischen
Mitwirkungsmöglichkeiten in Europafragen in Umsetzung der parlamentarischen
Initiative Nussbaumer (sp, BL) fand sich in der Herbstsession 2023 auf der
Traktandenliste des Nationalrats. Hierbei lag ein Antrag Fischer (svp, ZH) auf
Nichteintreten vor. Dieser kritisierte, dass mit dem Anliegen eine «Abhängigkeit
zwischen dem Vorliegen eines Legislativvorschlags der Europäischen Kommission und
dem Handeln des Bundesrates» geschaffen werde. Seitens der APK-NR stellten Laurent
Wehrli (fdp, VD) und Initiant Eric Nussbaumer die Vorlage vor und baten, darauf
einzutreten. Wehrli versprach sich von diesem Gesetzesvorhaben einen klaren
parlamentarischen Rahmen und einen angemessenen Ablauf für die Diskussionen rund
um die Teilnahme der Schweiz an den Programmen, die nicht Teil des EU-
Binnenmarktes sind. Nussbaumer wies ergänzend darauf hin, dass mit der Vorlage eine
Entlastung des Parlaments einhergehe, indem die Sachkommissionen nicht mehr
gezwungen seien, «die Entscheidungsfindung in der EU en détail [zu] verfolgen und sich
die Inhalte der Programme mühsam zusammen[zu]tragen». Mit 132 zu 48 Stimmen der
SVP-Fraktion sprach sich der Nationalrat für Eintreten aus und nahm die
vorgeschlagenen Anpassungen des ParlG in der Detailberatung stillschweigend an. In
der abschliessenden Gesamtabstimmung votierten 131 Mitglieder des Nationalrates für
Annahme der Vorlage, 45 dagegen (1 Enthaltung). Die ablehnenden Stimmen stammten
wiederum von den Mitgliedern der SVP-Fraktion. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat beriet in der Herbstsession 2023 den Entwurf in Umsetzung der
parlamentarische Initiative der APK-NR, wonach innerhalb der APK-NR eine ständige
Subkommission für Europafragen eingerichtet werden soll. Kommissionssprecher
Gerhard Pfister (mitte, ZG)  stellte dem Rat das Anliegen vor. Er begründete die
Initiative mit dem Umstand, dass die APK «bezüglich Informationen seitens des
Bundesrates etwas knapp gehalten» werde. Wenn die Kommission ihre
Mitwirkungsrechte in der Europapolitik angemessen wahrnehmen wolle, brauche es
mehr Spezialisierung, Kontinuität sowie Zeit, schloss der Mehrheitssprecher. Eine
Minderheit Köppel (svp, ZH) plädierte, nicht auf den Entwurf einzutreten. Die
Minderheit sei der Ansicht, dass mit der Einsetzung einer solchen Subkommission quasi
ein Verbindungsbüro zur EU geschaffen werde, argumentierte der
Minderheitensprecher. Dadurch sei die Gewaltenteilung nicht mehr gewährleistet, da
primär der Bundesrat für die Aussenpolitik zuständig sei. Zudem führe diese Initiative in
Richtung Berufsparlament, da sich die Mitglieder dieser Subkommission detailliert
informieren und in einer hohen Frequenz Sitzungen abhalten müssten. Und schliesslich
teile diese Subkommission die APK in besser und weniger gut informierte Mitglieder ein,
womit man eine Zweiklassengesellschaft schaffe.
Aussenminister Ignazio Cassis verzichtete auf ein Votum, da es beim vorliegenden
Geschäft um die Selbstorganisation des Nationalrates ging. Anschliessend votierte der
Rat mit 106 zu 71 Stimmen bei 1 Enthaltung für Eintreten und nahm den Entwurf in der
Gesamtabstimmung mit einem sehr ähnlichen Stimmenverhältnis an. Die geschlossen
stimmende SVP-, die Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion und einige Mitglieder der
Mitte-Fraktion lehnten den Entwurf ab. In der Schlussabstimmung, die am letzten Tag
der Herbstsession stattfand, wurde dieser mit 119 zu 75 Stimmen bei 1 Enthaltung
angenommen. Da diese parlamentarische Initiative nur das Ratsreglement des
Nationalrates betraf, musste sich der Ständerat nicht damit befassen. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Wintersession 2023 befasste sich der Ständerat mit der parlamentarischen
Initiative Nussbaumer (sp, BL) zur Ergänzung des Parlamentsgesetzes mit
parlamentarischen Mitwirkungsmöglichkeiten in Europafragen. Damian Müller (fdp, LU)
stellte das Geschäft vor und erläuterte, dass die Mehrheit der vorberatenden APK-SR
dem zustimmenden Beschluss des Nationalrates folgen wolle. Eine Minderheit Gmür-
Schönenberger (mitte, LU) forderte hingegen Nichteintreten. Die Mitte-Politikerin
vertrat die Ansicht, dass der im Vorstoss verlangte Planungsbericht ein Ding der

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Unmöglichkeit sei, da sich die Verhandlungen zu den verschiedenen EU-Programmen
jeweils in unterschiedlichen Stadien befänden. Der geforderte Bericht wäre daher
lediglich «eine absolut unvollständige Momentaufnahme». Aussenminister Cassis
hingegen betonte, dass der Bundesrat das Interesse des Parlaments anerkenne, über
die notwendigen Informationen zu den gesamten Beziehungen Schweiz-EU zu verfügen
und sprach sich daher für Eintreten und für die entsprechende Anpassung des
Bundesgesetzes über die Bundesversammlung aus. In der Folge sprach sich der
Ständerat mit 25 zu 18 Stimmen und 1 Enthaltung für Eintreten aus. In der
Gesamtabstimmung nahm er den Entwurf mit demselben Stimmenverhältnis an. 
In den Schlussabstimmungen sprach sich der Nationalrat schliesslich mit 131 zu 67
Gegenstimmen der SVP für den Entwurf aus. Der Ständerat nahm das Geschäft mit 31 zu
14 Stimmen an. 23

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Depuis 2010, une modification de la loi sur les entraves techniques au commerce (LETC)
permet à des produits homologués sur le marché de l'UE d'être commercialisés en
Suisse sans transformation. Cette modification s'intitule le principe du "Cassis de
Dijon". En filigrane de cette modification légale, il est possible d'apercevoir une
stratégie de lutte contre l'îlot de cherté helvétique grâce à des importations facilités. 
Face à cette modification, Jacques Bourgeois (plr, FR) a déposé une initiative
parlementaire pour exclure les denrées alimentaires du principe du "Cassis de Dijon".
Avec cette initiative, le directeur de l'Union suisse des paysans (USP) se positionne
comme porte-parole du lobby paysan. Il dénonce une perte de qualité pour les
consommateurs et des difficultés concurrentielles pour l'agriculture suisse. Lors des
discussions, bien que l'initiative parlementaire ait convaincu les deux commissions de
l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) et du Conseil des Etats
(CER-CE), elle n'a pas obtenu l'aval du Conseil fédéral. Ainsi, l'objet est passé en
chambre pour les débats. Il a effectué deux aller-retours avant d'être refusé
définitivement par la chambre des cantons. Si l'UDC, le PDC et les Verts ont réussi à
dégager une majorité au Conseil national avec 105 voix contre 71 et 11 abstentions, le
Conseil des Etats a enterré le projet par 23 voix contre 18 et 1 abstention. Les
arguments contre le protectionnisme et sur le poids économique du tourisme d'achat
ont fini par convaincre les indécis. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

Geld, Währung und Kredit

Finanzmarkt

Mit ihrer parlamentarischen Initiative "Mehr Transparenz bei der Finma" wollte
Nationalrätin Leutenegger Oberholzer (sp, BL) erwirken, dass das Bundesgesetz über
das Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung (BGÖ), das für Transparenz bezüglich Auftrag,
Organisation und Tätigkeit der Verwaltung sorgt, auch für die Finanzmarktaufsicht
Geltung erlangt. Bisher war dies weder für die Finma noch für die SNB der Fall gewesen.
Während die Ausnahme der SNB vom BGÖ weiterhin gerechtfertigt sei, erachtete die
Initiantin eine erhöhte Geheimhaltung bei der Finma als nicht angebracht. Als
Aufsichtsgremium über mitunter systemrelevante Banken, deren Risiko die Bürgerinnen
und Bürger aufgrund der "too-big-to-fail"-Problematik mittragen, sei die Finma der
Öffentlichkeit zu Transparenz verpflichtet. Die Gegner der Vorlage wiesen darauf hin,
dass die Finma in einem "wirtschaftlich und politisch hoch sensiblen Bereich" (Maier
(glp, ZH)) tätig und deshalb eine erhöhte Geheimhaltung angemessen sei. War die
parlamentarische Initiative in der vorberatenden Kommission für Wirtschaft und
Abgaben (WAK-NR) noch äusserst knapp durch Stichentscheid des Präsidenten zur
Ablehnung empfohlen worden, fiel in der grossen Kammer das Votum deutlich aus: Mit
105 zu 58 Stimmen wurde beschlossen, der Initiative nicht Folge zu leisten. Einzig die
Parlamentarier des linksgrünen Lagers und eine Minderheit von CVP-Exponenten hatten
sich für das Begehren ausgesprochen. 25
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Hans-Ueli Vogt (udc, ZH) a mis en lumière l'absence de sanctions pour les indications
fausses ou incomplètes des offrants dans les offres publiques d'achat. Il préconise
donc une modification de la loi sur l'infrastructure des marchés financiers (LIMF). En
d'autres termes, l'initiative parlementaire vise à combler l'absence de réciprocité car
des sanctions sont prévues pour les sociétés visées par l'offre d'achat, mais pas pour
l'offrant. La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN)
a recommandé à sa chambre de rejeter l'initiative, par 13 voix contre 9 et 3 abstentions.
Elle a notamment expliqué qu'un examen global de la LIMF était en cours. Elle juge donc
le timing inopportun, surtout qu'il n'y pas d'urgence car d'autres mécanismes
permettent déjà de surveiller l'intégrité et la véracité des indications de l'offrant. A
l'opposé, une minorité Müller (pdc, LU) a estimé qu'il était impératif d'agir et qu'il serait
possible d'intégrer une modification à la révision globale de la LIMF. Au final, le Conseil
national a suivi la minorité de la CER-CN. Il a donné suite à l'initiative par 125 voix
contre 66. Le PS, les Verts, les Vert'libéraux, le PDC, le PBD et 38 voix de l'UDC ont fait
pencher la balance. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

En ligne avec la décision du Conseil national, la Commission de l'économie et des
redevances du Conseil des Etats (CER-CE) a approuvé l'initiative parlementaire Vogt
(udc, ZH) par 8 voix contre 5. Le dossier retourne à la CER-CN pour qu'un projet de
mise en œuvre soit établi. Cette initiative parlementaire vise une modification de la loi
sur l'infrastructure des marchés financiers (LIMF) pour inclure une réciprocité des
sanctions en cas d'indications fausses ou incomplètes de l'offrant. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.10.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a mis en
consultation un avant-projet de législation  relatif à l'initiative parlementaire sur les
sanctions en cas d'indications fausses ou incomplètes dans les offres publiques
d'achat. L'avant-projet a été validé par 17 voix contre 7. Son objectif est de supprimer
l'asymétrie des dispositions pénales  qui grève la société visée par l'offre, d'un côté, et
l'offrant, de l'autre côté. Cette modification de la loi sur l'infrastructure des marchés
financiers (LIMF) prévoit des dispositions pénales en cas d'informations fausses ou
incomplètes de l'offrant. L'amende en cas de contravention monterait jusqu'à CHF
500'000 en cas de fausses informations, et à jusqu'à CHF 150'000 en cas
d'informations incomplètes. Une minorité de la commission s'est exprimée contre
l'introduction de nouvelles mesures pénales. L'avant-projet est en consultation
jusqu'au 8 septembre 2022. 28

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.05.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil national a tacitement validé la volonté de sa Commission de l'économie et
des redevances (CER-CN) de prolonger de deux années le délai de traitement de
l'avant-projet de législation sur les sanctions en cas d'indications fausses ou
incomplètes dans les offres publiques d'achat. Cette initiative parlementaire du député
zurichois Hans-Ueli Vogt (udc, ZH) a pour objectif de modifier la Loi sur les
infrastructures des marchés financiers (LIMF) afin d'instaurer une réciprocité des
sanctions entre l'acheteur et l'offrant sur les marchés financiers. 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

In der Frühlingssession 2023 eröffnete WAK-Kommissionssprecher Martin Landolt
(mitte, GL) im Nationalrat die Eintretensdebatte zum Entwurf der parlamentarischen
Initiative Vogt (svp, ZH) für die Schaffung eines Straftatbestands im FinfraG im Fall von
unwahren oder unvollständigen Angaben in öffentlichen Kaufangeboten. Wie Landolt
zusammenfasste, sei die Vorlage in der Vernehmlassung weitgehend positiv
aufgenommen worden; es seien ausschliesslich zwei Kritikpunkte geäussert worden. Die
Kritik bezog sich einerseits darauf, dass die Gesetzesanpassung nicht im Rahmen der
gegenwärtig laufenden Evaluation zum FinfraG erfolge und andererseits auf den
Fahrlässigkeitstatbestand, den die Kommission in ihrem Entwurf vorsah. Betreffend die
erste Kritik sei in der Kommission ein Sistierungsantrag diskutiert worden, welcher
schliesslich mit der Begründung abgelehnt worden war, dass dies die Arbeiten um
mehrere Jahre verzögern würde. Mit Blick auf die Kritik bezüglich
Fahrlässigkeitstatbestand sei die Kommissionsmehrheit der Ansicht, dass sich der
Vorsatznachweis in diesem Bereich als schwierig erweisen würde, weil die für
öffentliche Kaufangebote erforderlichen Angaben in einem Angebotsprospekt genau
umschrieben seien und von der Prüfgesellschaft vor der Veröffentlichung kontrolliert
würden. In der Praxis werde der Fahrlässigkeitstatbestand demnach wohl häufiger

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.05.2023
CATALINA SCHMID
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bejaht werden als der Vorsatztatbestand. Die Kommission habe deshalb befunden, dass
zur Schliessung der Strafbarkeitslücke ein Fahrlässigkeitstatbestand unabdinglich sei.
Die grosse Kammer trat stillschweigend auf das Geschäft ein.

Der Entwurf der WAK-NR sah vor, dass die Strafandrohung für unwahre oder
unvollständige Angaben in einem Angebotsprospekt oder in der Voranmeldung eines
öffentlichen Kaufangebots bei vorsätzlicher Tatbegehung (unwahre Angaben) Busse bis
zu CHF 500'000 und bei fahrlässiger Tatbegehung (unvollständige Angaben) Busse bis
zu CHF 150'000 betragen soll. Die Detailberatung des Entwurfs erfolgte diskussionslos
und endete deshalb in der stillschweigenden Annahme des Kommissionsentwurfs. In
der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf schliesslich mit 123 zu 37
Stimmen bei 11 Enthaltungen an, womit das Geschäft an den Ständerat ging. Während
alle übrigen Fraktionen für die Vorlage stimmten, lehnten ihn die SVP-
Fraktionsmitglieder ab oder enthielten sich. SVP-Vertreter Thomas Aeschi (ZG) hatte
ursprünglich Nichteintreten beantragen wollen, diesen Antrag dann aber
zurückgezogen. Er hatte zur Zurückhaltung bei der Einführung neuer Straftatbestände
gemahnt. 30

Die ständerätliche Beratung des Entwurfs zur parlamentarischen Initiative Vogt (svp,
ZH), welcher die Schaffung eines Straftatbestands im FinfraG im Fall von unwahren
oder unvollständigen Angaben in öffentlichen Kaufangeboten vorsah, erfolgte in der
Herbstsession 2023. Kommissionssprecher Martin Schmid (fdp, GR) berichtete im
Ratsplenum, dass die WAK-SR einstimmig beantrage, dem Entwurf ihrer
Schwesterkommission ohne Anpassungen zuzustimmen. Wie bereits im National- und
Bundesrat stiess die Vorlage auch im Ständerat auf breite Unterstützung. Nach einer
diskussionslosen Detailberatung nahm die kleine Kammer den Entwurf in der
Gesamtabstimmung einstimmig an. 

Der Entwurf passierte auch die Schlussabstimmungen in beiden Kammern problemlos:
Während ihm der Nationalrat mit 143 zu 13 Stimmen bei 40 Enthaltungen zustimmte, fiel
das Resultat im Ständerat mit 44 Ja-Stimmen einstimmig aus. Die hohe Zahl an
Enthaltungen im Nationalrat stammte dabei aus der SVP-Fraktion, die das Anliegen
ihres Fraktionskollegen bereits in der nationalrätlichen Beratung kritisiert hatte. 31

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2023
CATALINA SCHMID

Kapitalmarkt

Après la crise financière de 2008, l'affaire des Panama Papers a soufflé sur les braises
du débat sur l'évasion et la fraude fiscale. Ainsi, Carlo Sommaruga (ps, GE) a converti
l'une de ces étincelles en une initiative parlementaire. Il demande, dans cette initiative,
l'interdiction en Suisse de toutes entités financières ou juridiques qui exercent des
activités avec des personnes morales qui possèdent leur siège dans un centre
financier offshore. Celui-ci définit un centre financier offshore comme tous les Etats
avec lesquels la Suisse n'a pas conclu d'accord d'échange automatique de
renseignements en matière fiscale. En effet, il estime que ces activités financières et
juridiques opaques ne construisent aucune richesse pour l'économie helvétique. La
Commission de l'économie et des redevances du Conseil National (CER-CN) s'est
penchée sur l'initiative parlementaire. Elle propose par 17 voix contre 6 de ne pas
donner suite à cette dernière. Elle estime que la Suisse s'est alignée sur les normes
internationales et que des mesures additionnelles seraient inopportunes. Une minorité
s'est positionnée en faveur de l'initiative. Lors du vote en chambre, le Conseil national a
suivi la recommandation de la CER-CN par 130 voix contre 49 et 1 abstention. Seul le
camp rose-vert s'est prononcé en faveur de l'initiative. Le conseil a donc décidé de ne
pas lui donner suite. 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.06.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que l'importance de la finance dans l'économie helvétique est historiquement
ancrée dans les esprits, Roberta Pantani (lega, TI) estime que l'abolition du secret
bancaire et l'entrée en vigueur de l'échange automatique de renseignements prétérite
la compétitivité de la place financière helvétique. Par conséquent, elle a déposé une
initiative parlementaire qui vise deux modifications de la loi sur la surveillance des
marchés financiers (LFINMA). Premièrement, elle impose que la FINMA prenne toujours
la décision la plus favorable pour la compétitivité de la place financière suisse.
Deuxièmement, elle souhaite un délai de réponse de 60 jours en cas de demande des
opérateurs financiers. 

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.09.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) propose
de donner suite à l'initiative par 13 voix contre 11. L'argument de la dégradation des
avantages concurrentiels de la place financière helvétique a fait pencher la balance. 33

A l’opposé de la CER-CN, la Commission de l’économie et des redevances du Conseil
des États (CER-CE) n’a pas donné suite à l’initiative parlementaire de Roberta Pantani
(lega, TI). La parlementaire souhaitait modifier la loi sur la surveillance des marchés
financiers (LFINMA) pour renforcer la compétitivité de la place financière helvétique.
La CER-CE a estimé que les deux propositions de modification étaient l’une
redondante, car le mandat de la FINMA l’incorpore déjà, et l’autre inadaptée. Elle
rejette l’initiative parlementaire par 10 voix contre 1. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.08.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) s'est à
nouveau penchée sur l'initiative parlementaire de Roberta Pantani (lega, TI). L'objectif
de l'initiative était de renforcer la compétitivité de la place financière helvétique et
d'imposer des délais de réponse à la FINMA. Néanmoins, étant donné que
l'ordonnance sur la loi sur la surveillance des marchés financiers est entrée en vigueur
en février 2020, la commission a estimé que l'initiative parlementaire était désormais
obsolète. Elle a donc recommandé à sa chambre de rejeter l'initiative par 17 voix contre
6 et 1 abstention. 35

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Après une seconde analyse de l'initiative parlementaire Pantani (lega, TI), la Commission
de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a préconisé le rejet de
cette intervention qui a pour objectif de renforcer la compétitivité de la place
financière helvétique et d'imposer des délais de réponse à la FINMA. Si l'initiative a été
reprise par Lorenzo Quadri (lega, TI), elle a finalement été rejetée par le Conseil
national par 141 voix contre 50 et aucune abstention. L'initiative parlementaire n'a su
convaincre qu'au sein de l'UDC (50 voix favorables; 4 voix opposées). 36

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Banken

Eine von der FDP-Liberalen-Fraktion eingereichte parlamentarische Initiative „Den
Verkauf von Bankkundendaten hart bestrafen“ wurde im Berichtsjahr 2014 erstmals
inhaltlich vom Parlament behandelt. Sie war 2010 eingereicht worden und hatte
während des Steuerdisputs mit Deutschland an politischer Bedeutung gewonnen. Die
Wirtschafts- und Abgabekommissionen (WAK) beider Räte hatten das Begehren bereits
2011 angenommen. Im Jahr 2013 hatte der Nationalrat zudem einer Fristverlängerung
bis Herbst 2015 zugestimmt. Der Nationalrat behandelte die Vorlage als Erstrat im
September 2014. Sie schlug die Ausdehnung des Personenkreises vor, der im
Zusammenhang mit dem Diebstahl von Bankkundendaten unter Strafe gestellt werden
sollte. Etwas genauer sollten auch Personen unter Strafe stehen, die Bankkundendaten,
die ihnen unter Verletzung des Bankkundengeheimnisses zugetragen worden waren,
weitergeben oder für sich selbst nutzen. Bisher waren einzig die Erstverletzer des
Bankkundengeheimnisses strafbar, nicht aber die Erwerber (und potenziellen
Weiterverkäufer) der Daten. Der Bundesrat unterstützte die vorgeschlagene Änderung,
mitunter mit dem Argument, dass die Weitergabe und Verwendung gestohlener
Bankkundendaten das Vertrauen in den Banken- und Finanzplatz Schweiz verletze. Er
erachtete die vorgesehene Regelung als geeignet, um eine abschreckende Wirkung auf
potenzielle Datenverkäufer zu entfalten. Die Ratslinke setzte sich im Nationalrat für
Nichteintreten ein. Sie argumentierte, dass unter dem künftigen Regime des
automatischen Informationsaustausches (AIA) kein Anreiz mehr bestünde,
Bankkundendaten zu stehlen und/oder diese weiterzugeben. Zudem sei die erwartete
Abschreckungswirkung eine „Wunschvorstellung“ (Louis Schelbert, gp, LU). Das
Ratsplenum liess sich von dieser Argumentation nicht überzeugen und stimmte
deutlich, mit 126 zu 57 Stimmen, für Eintreten. In der Detailberatung wurden keine
Minderheitsanträge mehr gestellt, weshalb sich der Nationalrat einstimmig für die
Annahme des Entwurfs aussprach. Im Dezember 2014 kam das Geschäft in den
Ständerat. Weil weder Nichteintretens- noch Minderheitsanträge vorlagen, passierte
die Vorlage auch in der Kleinen Kammer einstimmig. In den Schlussabstimmungen
wurde die verschärfte Handhabung im Zusammenhang mit dem Verkauf von
Bankkundendaten mit 137 zu 57 Stimmen (Nationalrat) und 40 zu 0 Stimmen bei 5
Enthaltungen (Ständerat) angenommen. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.11.2014
FABIO CANETG
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Landwirtschaft

Landwirtschaft und Umweltschutz

Par le dépôt d'une initiative parlementaire, Matthias Bregy (centre, VS) veut simplifier le
système d'homologation des produits phytosanitaires et des substances actives, en
reprenant les décisions de l'Union européenne (UE) en la matière. Cela éviterait un
doublon avec le système d'homologation suisse et permettrait au monde agricole de
disposer de produits novateurs plus rapidement. La Commission de l'économie et des
redevances du Conseil national (CER-CN) a décidé, par 15 voix contre 10, de soutenir
cette initiative parlementaire, considérant nécessaire d'épurer le système actuel, bien
que le Conseil fédéral ait prévu de modifier l'ordonnance en question pour aller en ce
sens. 38

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.01.2023
KAREL ZIEHLI

Pflanzliche Produktion

L'initiative parlementaire intitulée "Stop au bradage ruineux du sucre! Pour la
sauvegarde de l'économie sucrière indigène", déposée par le directeur de l'USP et
conseiller national libéral-radical Jacques Bourgeois (plr, FR), propose de trouver une
solution à l'effondrement des prix du sucre qui a pour conséquence de mettre en
danger la poursuite de la culture des betteraves sucrières en Suisse. Selon l'initiant, les
prix du sucre ont baissé de 30 à 50 % depuis que l'UE a adapté sa politique en matière
de production de sucre. En effet, l'Union Européenne ne fixe plus de quotas pour cette
dernière, inondant donc le marché suisse avec les excédents de production. 10% des
producteurs suisses de betteraves sucrières ont arrêté cette culture en 2016, soit 500
agriculteurs. Le député propose donc que des mesures de protection soient
appliquées, dont une hausse massive de la taxe à l'importation – celle-ci s'élevant en
Suisse à 50 francs par tonne, alors qu'elle est de 419 euros au sein de l'UE et que les
règles fixées par l'OMC permettraient de les monter à 610 francs suisses. Il précise
finalement que cette mesure coûterait aux consommateurs et consommatrices
l'équivalent d'un demi centime par plaque de chocolat de 100 grammes ou à un
centime sur un pot de confiture de 250 grammes. Cette initiative parlementaire
s'inscrit dans la ligne de la pétition (15.2031: "Sauvons le sucre suisse") déposée par la
Fédération Suisse de Betteraviers (FSB), ayant les mêmes buts, à laquelle le Conseil des
Etats a cependant décidé de ne pas donner suite.
La situation de la production indigène de sucre bénéficie également d'un écho dans les
médias – en parallèle aux débats relatifs à la taxation du sucre pour des raisons de santé
publique –, où l'on apprend que la tonne de betteraves se vendait 105 francs suisses en
2005 et 39 francs suisses en 2018. Cela a eu pour conséquence que les agriculteurs et
agricultrices, comme le rapporte Pierre-Alain Epars – président de l'Association des
betteraviers de Suisse occidentale –, se sont réorganisés pour mutualiser les
transports, l'achat de machines ainsi que parfois les terrains, afin de baisser au
maximum les coûts de production. Cela n'a pas empêché un nombre conséquent
d'agriculteurs d'arrêter cette culture, ayant pour conséquence que les deux principales
fabriques de sucre raffiné du pays importent des betteraves d'Allemagne, par manque
de production indigène.

Soutenue par la CER-CN, l'initiative parlementaire Bourgeois a été balayée par une
majorité de sa commission sœur, la CER-CE. L'initiative passe donc aux mains du
conseil de la première commission, à savoir, le Conseil national. La commission de
l'économie et des redevances vient devant la chambre avec une proposition de la
majorité, à savoir, accepter l'initiative parlementaire Bourgeois ainsi qu'une
proposition d'une minorité Jans proposant de la rejeter. 
Lors des débats, la minorité emmenée par le député socialiste Beat Jans (ps, BS)
critique cette initiative décrite comme peu claire – elle veut hausser les droits de
douane afin d'atteindre un prix minimum, mais sans en préciser le montant – et
triplement inutile: le Conseil fédéral peut déjà aujourd'hui augmenter s'il le souhaite les
droits de douane jusqu'à hauteur de 600 francs par tonne, le secteur peut déterminer
le prix en négociant avec les transformateurs voulant utiliser du sucre suisse et
finalement le Conseil fédéral peut, par le biais de la loi sur l'agriculture ("contributions
pour cultures particulières") et si nécessaire, soutenir financièrement la production de
betterave sucrière. Le député socialiste attaque, de plus, la fraction UDC qui critiquait,
le matin même, son postulat relatif à la reprise des exploitations agricoles comme étant
de l'ordre de la RDA, car s'intéressant au potentiel des coopératives paysannes, alors
que cette initiative parlementaire Bourgeois veut fixer un prix minimum de la tonne de
sucre – une mesure, elle, réellement caractéristique de la RDA selon Beat Jans.
La majorité de la commission, quant à elle, considère qu'il est nécessaire d'augmenter
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les droits de douane pour l'importation de sucre, afin de garantir un prix minimum pour
le sucre suisse. Le rapporteur francophone de la commission, Jean-Paul Gschwind
(pdc, JU), rappelle qu'aucune taxe – dans le cadre des accords bilatéraux – n'est perçue
sur le sucre contenu dans les denrées alimentaires transformées circulant entre l'Union
européenne et la Suisse (solution dite du double zéro) et que depuis 2005, la Suisse a
adapté ses droits de douane concernant l'importation de sucre de manière à ce que le
prix de ce dernier corresponde à celui en vigueur au sein de l'UE; une situation qui ne
peut plus être tenue depuis l'abolition des quotas sur le marché européen. Jean-Paul
Gschwind revient également sur la décision de la CER-CE de ne pas donner suite à
cette initiative parlementaire, celle-ci argumentant que la fixation d'un prix minimum
ne réglerait qu'une petite partie du problème et que la recherche de solution entre
acteurs de la filière était à privilégier. Celle-ci se réserve cependant le droit de déposer
une intervention si les discussions entre acteurs n'aboutissent à rien. La majorité de la
commission du Conseil national considère cependant qu'entre temps, aucune solution
n'a été trouvée et que la pression exercée par le marché européen est trop grande,
d'où le maintien de sa position vis-à-vis de cette initiative. 
Lors du vote, une majorité du Conseil national décide de suivre, par 94 voix contre 69
et 17 abstentions, l'avis de la majorité de sa commission et ainsi de donner suite à
l'initiative parlementaire Bourgeois. Les voix de soutien proviennent majoritairement
des rangs de l'UDC et du PDC ainsi que de quelques députés PLR. Les partis de gauche,
quant à eux, rejettent massivement l'objet. 39

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

«Tschüss Roaming-Insel Schweiz», forderte Nationalrätin Schneider-Schneiter (cvp,
BL) mit einer parlamentarischen Initiative, welche die Regulierung der Roaming-Kosten
in der Schweiz verlangt. Die Initiantin verwies in ihrer Begründung des Begehrens auf
die EU, die per 15.6.2017 die Roaminggebühren abschafft, und reichte ihre
parlamentarische Initiative just am selben Datum ein. Die Abschaffung der
Roaminggebühren in der EU bedeute für die Schweiz einen weiteren Standortnachteil,
erklärte die Initiantin: Als «Roaming-Insel» sei die Schweiz für ausländische
Geschäftsleute und Touristen sowie als Sitz internationaler Organisationen unattraktiv.
Das Fernmeldegesetz sei deshalb so anzupassen, dass Roaming-Kosten von Anbietern
nur kostenbasiert und nur mit einer vom Bundesrat festgesetzten Maximalmarge
verrechnet werden dürften.
Die KVF-NR hatte der parlamentarischen Initiative im Februar 2018 Folge gegeben, die
KVF-SR beurteilte das Anliegen im Oktober 2018 jedoch anders und gab keine
Zustimmung: Nach Ansicht der KVF-SR sollten die Roamingkosten im Rahmen der
Revision des Fernmeldegesetzes neu geregelt werden. 40

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.10.2018
NIKLAUS BIERI

Die Initiantin Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) zog ihre parlamentarische
Initiative zur Regulierung der Roamingkosten («Tschüss Roaming-Insel Schweiz») am 4.
März 2019 im Hinblick auf die Debatte zur Revision des Fernmeldegesetzes vom
nächsten Tag zurück. In die Revisionsvorlage war bereits eingegangen, dass der
Bundesrat ermächtigt werde, gegen zu hohe Roaminggebühren vorzugehen. Dies sei das
momentan Mögliche, befand Nationalrätin Schneider-Schneiter, da ohne
Rahmenabkommen mit der EU zur Zeit auch kein Staatsvertrag abgeschlossen werden
könne. 41
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Umweltschutz

Lärmschutz

Wie bereits in ihrer ebenfalls im Juni 2020 eingereichten parlamentarischen Initiative
20.443 peilte Gabriela Suter (sp, AG) auch mit der Initiative «Endlich wirksam gegen
lärmende Motorräder vorgehen» vom Juni 2020 auf eine Verringerung der
Lärmbelastung durch Motorfahrzeuge. Suter forderte, dass für Motorräder mit einem
Standpegel von über 95 Dezibel ein Fahrverbot erlassen werde. In ihrer Begründung der
Initiative wies sie unter anderem darauf hin, dass das österreichische Bundesland Tirol
im Juni 2020 ein ebensolches Verbot eingeführt habe. Damit entfalle offensichtlich das
bisher gegen ähnliche Vorstösse ins Feld geführte Argument, wonach sich die Schweizer
Lärmvorschriften an die EU-Richtlinien halten müssen, um das Landverkehrsabkommen
mit der EU nicht zu gefährden. 42

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Klimapolitik

Ende August 2021 legte die UREK-NR einen Entwurf für die Revision des CO2-Gesetzes
vor, mit welcher die Kommissionsinitiative «Verlängerung des Reduktionsziels im
geltenden CO2-Gesetz» umgesetzt werden soll. Der Bundesrat gab im September 2021
bekannt, dass er den Kommissionsentwurf vollumfänglich unterstütze. Dieser werde
aber nicht reichen, um die Emissionen bis 2030 um 50 Prozent zu reduzieren (im
Vergleich zu 1990) und das netto Null Ziel bis 2050 zu erreichen. 
Gegen Ende der Herbstsession 2021 und damit keine zwei Wochen nach der
bundesrätlichen Stellungnahme wurde die Vorlage bereits im Nationalrat diskutiert, wo
sich eine intensive Debatte mit zahlreichen Wortmeldungen entwickelte.
Kommissionssprecher Bäumle (glp, ZH) erläuterte den Zweck der Gesetzesrevision.
Dieser bestehe darin, «das Reduktionsziel des bestehenden Gesetzes bis Ende 2024»
fortzuschreiben, sowie wichtige Massnahmen weiterzuführen – insbesondere die
Rückerstattung der CO2-Abgabe an Betreiber mit Verpflichtung zur Verminderung der
Treibhausgasemissionen. Auf weiterführende Massnahmen habe die Kommission
verzichtet, um das Gesetz nicht zu überladen und so ein Referendum abzuwenden.
Weiterführende Massnahmen seien gemäss Bäumle unumgänglich, gehörten aber in
eine andere Vorlage, beispielsweise in den  Gegenvorschlag zur Gletscher-Initiative.
Anschliessend präsentierten die verschiedenen Fraktionen ihre Positionen und ihre
entsprechenden Minderheitsanträge. Dabei lagen Anträge von links-grüner Seite,
welche die Vorlage ausbauen wollten, sowie Anträge von rechts-bürgerlicher Seite, die
die Vorlage straffen wollten, vor. Eine Minderheit Clivaz (gp, VS) verlangte beispielsweise
die regelmässige Überprüfung der klimabedingten finanziellen Risiken durch die FINMA
und die SNB und eine Minderheit Klopfenstein Broggini (gp, GE) forderte eine
Lenkungsabgabe auf private Flüge. Auf der anderen Seite des politischen Spektrums trat
Albert Rösti (svp, BE) dafür ein, dass der maximal zulässige Kompensationszuschlag von
5 auf 1,5 Rappen pro Liter Benzin gesenkt wird. Bei den anschliessenden Abstimmungen
wurden jedoch alle diese Minderheitsanträge abgelehnt. Einzig ein Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) fand mehrheitlich Zustimmung. Mit der Annahme dieses Antrags entschied
die grosse Kammer, dass die Mandate für die derzeit mit der Umsetzung der
Zielvereinbarungen betrauten Agenturen bis 2024 verlängert werden sollen. In der
Schlussabstimmung votierten 143 Mitglieder des Nationalrats für die Annahme des
Entwurfs; einzig die SVP-Fraktion stimmte geschlossen dagegen (53 Stimmen). Als
nächstes wird sich der Ständerat mit der Vorlage befassen. 43

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat beugte sich in der Wintersession 2021 über die Revision des CO2-
Gesetzes in Umsetzung der parlamentarischen Initiative für eine «Verlängerung des
Reduktionsziels im geltenden CO2-Gesetz». Wie bereits der Nationalrat war sich auch
die vorberatende UREK-SR einig, dass das Gesetz nicht mit Verschärfungen oder
Erleichterungen modifiziert werden sollte, sondern lediglich die wichtigsten
Massnahmen des geltenden CO2-Gesetzes bis 2024 verlängert werden sollten, wie
Kommissionssprecher Schmid (fdp, GR) erläuterte. Die UREK-SR wollte denn auch nur
eine einzige Differenz zum Nationalrat schaffen: Der durch einen Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) eingebrachte Zusatz in Artikel 49b sollte gestrichen werden. Mit diesem
Zusatz hatte der Nationalrat festgelegt, dass die Vereinbarungen zur CO2-Reduktion
durch die Wirtschaft (so genannte Zielvereinbarungen) bis mindestens 2024 mit Hilfe
derselben Organisationen, die diese Aufgabe auch bislang wahrgenommen haben, zu
erarbeiten und umzusetzen seien. Schmid erläuterte, dass dieser Zusatz in Konflikt mit
den WTO-Regeln geraten könnte, woraufhin die kleine Kammer dem Vorschlag der
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Kommission auf Streichung folgte. Der Ständerat schuf indes noch eine zweite
Differenz zum Nationalrat, indem er einem Einzelantrag Wicki (fdp, NW) zustimmte.
Wicki hatte vorgeschlagen, die in Erfüllung der parlamentarischen Initiative Burkart
(fdp, AG; Pa.Iv. 17.405) gewährten Steuererleichterungen für Erdgas, Flüssiggas und
biogene Treibstoffe ebenfalls bis Ende 2024 fortzuführen.
Vier Tage später schloss sich der Nationalrat in beiden Punkten dem Ständerat an,
wodurch das Geschäft noch in der Wintersession bereinigt werden konnte. In den
Schlussabstimmungen stimmte der Nationalrat der Vorlage mit 142 zu 46 Stimmen bei 5
Enthaltungen zu; die ablehnenden Stimmen stammten allesamt aus der SVP-Fraktion.
Der Ständerat nahm das Geschäft einstimmig mit 41 zu 0 Stimmen bei 3 Enthaltungen
an. 44

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Der Nationalrat hiess in der Wintersession die von seiner vorberatenden Kommission
beantragte Fristverlängerung für das Gesetzesprojekt Allgemeiner Teil
Sozialversicherungsrecht (ATSG) gut. Dieses geht auf eine parlamentarische Initiative
von alt Ständerätin Meier (cvp, LU) aus dem Jahre 1985 zurück. Nach jahrelangen
Vorarbeiten, mehreren Vernehmlassungsverfahren und Stellungnahmen des
Bundesrates sowie inzwischen geänderter Ausgangslage durch den Wandel in der
Gesetzgebung wurde im Sommer des Berichtsjahres von einer Subkommission eine
schlankere Version "ATSG light" erarbeitet, welche insbesondere das BVG nicht mehr
beinhalten will, weil in den meisten Ländern der EU die betriebliche Altersvorsorge
nicht der staatlichen Sozialgesetzgebung unterstellt ist. Diese letzte Version wurde von
der zuständigen Kommission mit 18 zu 2 Stimmen verabschiedet. Innerhalb der
nochmals um zwei Jahre verlängerten Frist wird das BSV den Entwurf und insbesondere
den sehr komplexen Anhang bereinigen. 45

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.1997
MARIANNE BENTELI

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Maisession 2016 befasste sich der Nationalrat mit der parlamentarischen
Initiative der SVP-Fraktion zur Erhöhung der Voraussetzungen für den AHV-
Rentenbezug. Im Gegensatz zu ihrer ersten Beratung des Geschäftes empfahl die
Mehrheit der SGK-NR mittlerweile, der Initiative keine Folge zu geben. Eine Minderheit
Clottu (svp, NE) setzte sich für Folge geben ein. Der Fraktionssprecher der SVP verwies
auf die Sozialsysteme anderer europäischer Länder, in der der Zugang zu einer
Altersrente noch deutlich strikter geregelt sei, als dies der Vorstoss verlange. Zudem
würden Menschen aus anderen Ländern nicht die Zurückhaltung der Schweizerinnen
und Schweizer betreffend des Bezugs von Sozialleistungen kennen, was zu Problemen
führe. Die Mehrheitssprecherin erklärte, aufgrund der Anwendbarkeit der
beabsichtigten Regelung auch auf Schweizerinnen und Schweizer ergebe sich hier, im
Gegensatz zu den beiden anderen Vorstössen des SVP-Dreierpakets (vgl. auch die Pa.Iv.
14.426 und 14.427), kein Konflikt mit dem Personenfreizügigkeitsabkommen. Jedoch
halte dieses fest, dass Sozialversicherungsbeiträge, welche in einem der Vertragsländer
geleistet wurden, in allen anderen angerechnet werden müssen. Da die allermeisten
Eingewanderten aus der EU in ihrem früheren Aufenthaltsland bereits Beiträge bezahlt
haben, wäre die Initiative wirkungslos, so die Ausführungen. Es wäre jedoch aufwändig,
das Vorhandensein solcher früherer Zahlungen zu überprüfen, womit angesichts der
sehr tiefen monatlichen Minimalrente von CHF 53 die Einsparungen rasch
überkompensiert würden. Aus diesen Gründen empfahl die Kommission mit 14 zu 8
Stimmen, die parlamentarische Initiative abzulehnen. Dem folgte das Plenum mit 118 zu
72 Stimmen ohne Enthaltung, wobei sich die geschlossene SVP-Fraktion und eine kleine
Minderheit der FDP-Liberalen Fraktion für den Vorstoss aussprach. Alle anderen
Fraktionen stimmten geschlossen dagegen. 46
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Invalidenversicherung (IV)

Nachdem die beiden Kommissionen für Gesundheit und Soziales im Vorjahr
unterschiedlich entschieden hatten, gelangte die parlamentarische Initiative der SVP-
Fraktion für eine Verschärfung der Voraussetzungen für IV-Rentenbezug für Ausländer
in der Maisession 2016 in den Nationalrat. Inzwischen hatten sich die
Mehrheitsverhältnisse in der vorberatenden SGK-NR geändert: Die
Kommissionsmehrheit beantragte, der Initiative keine Folge zu geben, während eine
Minderheit Brunner (svp, SG) sich für Folge geben aussprach. Zu einer eigentlichen
Debatte kam es nicht: Die Volksvertreter beliessen es bei den Voten des Minderheits-
bzw. Fraktionssprechers und der Mehrheitssprecherin. Brunner erklärte, dass bei
einem generellen Ausländeranteil von rund 25% in der IV rund 50% der Bezügerinnen
und Bezüger ausländischer Nationalität seien, was es genauer zu betrachten gelte.
Allfällige Einwände aufgrund von Verträgen mit der EU und EFTA, welche einen
Gleichbehandlungsgrundsatz festschreiben, wischte er mit dem Hinweis auf die 2014
angenommene SVP-Einwanderungsinitiative weg: Die entsprechenden Abkommen seien
ohnehin neu zu verhandeln. Zudem wies Brunner auf die nach wie vor schwierige
finanzielle Situation der Invalidenversicherung hin. Die Mehrheitssprecherin Moret (fdp,
VD) hielt entgegen, eine Umsetzung der Forderungen würde im besten Fall wirkungslos
bleiben, im schlechtesten Fall jedoch gegen die Personenfreizügigkeit verstossen. Der
Gleichbehandlungsgrundsatz sei nicht nur ein zentraler Bestandteil des
Personenfreizügigkeitsabkommens, sondern er sei auch auf den Zugang zu den
Sozialversicherungen voll anwendbar. Eine einseitige Anpassung würde angesichts der
aktuellen Verhandlungen mit der Europäischen Union eine unnötige Provokation
darstellen. Zudem würden die Statistiken klar zeigen, dass die Personenfreizügigkeit
nicht zu einer Zunahme in den Leistungen der IV geführt habe, so die
Kommissionssprecherin. Angesichts dieser Argumente empfahl die SGK-NR mit 14 zu 9
Stimmen, die parlamentarische Initiative abzulehnen. Dieser Empfehlung folgte das
Ratsplenum mit 123 zu 67 Stimmen ohne Enthaltung. Alle Fraktionen stimmten
geschlossen, für den Vorstoss stimmte einzig die SVP. 47

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.05.2016
FLAVIA CARONI

Ergänzungsleistungen (EL)

In der Maisession 2016 befasste sich der Nationalrat mit einer parlamentarischen
Initiative der SVP-Fraktion zur Ausdehnung der Karenzfrist für Ergänzungsleistungen,
welche für Ausländerinnen und Ausländer gelte. Seit ihrer ersten Beratung hatte die
SGK-NR ihre Haltung zum Vorstoss geändert, eine Mehrheit sprach sich nun dagegen
aus. Eine Minderheit Herzog (svp, TG) plädiert für Folge geben. Der Fraktionssprecher
der SVP argumentierte, der Vorstoss ziele auf die Gleichbehandlung aller
Ausländergruppen ab, wolle aber auch einen „Sozialversicherungstourismus"
unterbinden. Die Minderheitssprecherin verwies auf den starken Kostenanstieg bei den
Ergänzungsleistungen und die deswegen nötigen Sparmassnahmen. Ausländerinnen und
Ausländer, insbesondere aus dem EU-EFTA-Raum, seien bei den EL-Beziehenden
zudem massiv übervertreten. Bei Problemen mit dem Personenfreizügigkeitsabkommen
gelte es, dieses nachzuverhandeln, wie es auch das EU-Land Grossbritannien geschafft
habe. Die Mehrheitssprecherin hielt dagegen, der Gleichbehandlungsgrundsatz – hier
im Sinne einer gleichen Behandlung von Schweizerinnen und Ausländern aus dem EU-
Raum – sei zentraler Bestandteil des Freizügigkeitsabkommens und ihm könnte nur
Genüge getan werden, wenn auch für Schweizer Staatsangehörige eine Karenzfrist von
zehn Jahren eingeführt würde. Eine Mehrheit von 122 zu 69 Parlamentarierinnen und
Parlamentariern folgte der Kommission und gab der Initiative keine Folge. Der
Entscheid fiel ohne Enthaltungen und bei annähernder Geschlossenheit der
Fraktionen. 48
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Forschung

Im Rahmen der Umsetzung zweier Standesinitiativen beider Basel (Kt.Iv. BL 21.327 und
Kt.Iv. BS 21.328) eröffnete die WBK-SR im November 2022 die Vernehmlassung für ein
Horizon-Fonds-Gesetz. Der dadurch zu schaffende zeitlich befristete Fonds soll die
finanziellen Mittel zugunsten von Schweizer Forschungsstätten in der laufenden
Horizon-Programmperiode 2021–2027 besser absichern und die Nachteile infolge der
Nichtassoziierung der Schweiz an die EU-Forschungsprogramme (Horizon Europe,
Euratom-Programm, ITER und Digital Europe Programme) zumindest teilweise
kompensieren. Die Standesinitiativen forderten zwar eine Teilnahme der Schweiz bei
Horizon, wegen des blockierten Assoziierungsverfahrens habe die Kommission mit der
Fondsschaffung jedoch eine «pragmatische und verfahrenseffiziente Vorgehensweise»
als Übergangslösung gewählt, erklärte die WBK-SR im erläuternden Bericht. In den
Fonds sollen diejenigen finanziellen Mittel fliessen, die im jeweiligen Jahr im
Voranschlag für den Pflichtbeitrag der Schweiz an das EU-Programm eingestellt worden
wären. Über die verwendeten Mittel soll zudem im Sinne der Motion 22.3876
transparent kommuniziert werden. Das Gesetz soll gemäss Vorentwurf mit einer
Dringlichkeitsklausel versehen werden. 

In der Vernehmlassung, die bis Mitte Februar 2023 dauerte, gingen rund 66
Stellungnahmen ein. Unter anderem äusserten sich alle 26 Kantone, 13 politische
Parteien sowie die KdK und die EDK. Der grundsätzliche Tenor sei dabei gemäss dem
Ergebnisbericht positiv ausgefallen, 56 Vernehmlassungsteilnehmende hätten jedoch
Anpassungsvorschläge oder Einwände geäussert. Begrüsst wurde generell, dass die
WBK-SR aktiv etwas gegen die Nachteile infolge der Nicht-Assoziierung der Schweiz an
Horizon Europe unternehmen möchte. Der Fonds könne die Nachteile als
Übergangslösung teilweise kompensieren, eine Vollassoziierung der Schweiz gelte aber
weiterhin als oberstes Ziel, so der generelle Tenor (SP, FDP, Mitte, GLP, EVP,
travailsuisse, sgv, innosuisse, swissfaculty, VD, AG, BL, ZH, GE, NE, LU, SG, BE).
Befürchtet wurde jedoch etwa, dass im Zuge der Fondsschaffung finanzielle Mittel aus
anderen BFI-Bereichen gekürzt werden könnten. Einige Vernehmlassungsteilnehmende
verlangten deshalb eine klare Trennung der verschiedenen Bildungs- und
Forschungstöpfe. Unter den Kantonen äusserten etwa Zürich, Jura, Schwyz, Solothurn
und Thurgau sowie die EDK solche Bedenken. Sie forderten deshalb etwa eine stabile
Finanzierung der Berufsbildung, welche über keine gebundenen Mittel verfüge und der
andernfalls Kürzungen drohten. Die SP kritisierte, dass der Fonds und dessen
Bestimmungen die kompetitive Forschungsförderung weiter anheizten, und forderte
deshalb eine Regelung, wonach die Gelder an Forschende aller Disziplinen und Stufen
gesprochen werden. Die Mitte und die GLP erachteten die Schaffung des Fonds als
geeignet und waren der Ansicht, dass damit die bereits für Horizon Europe
beschlossenen und reservierten finanziellen Mittel direkt in den Fonds und damit an die
Forschungsprojekte fliessen könnten. Die GLP und die Grünen waren entgegen der
Meinung der SP auch davon überzeugt, dass der kompetitive Weg sinnvoll sei und die
Mittel komplementär zu bestehenden Fördermassnahmen eingesetzt werden könnten.
Die Grünen verlangten überdies, dass nicht verwendete Mittel weiterhin der Forschung
zur Verfügung stünden und nicht zurück in den Bundeshaushalt fliessen. Eine Teilnahme
der Schweiz bei Euratom erachtete die Partei jedoch als fraglich. 

Generell abgelehnt oder stark kritisiert wurde das Gesetz von FDP, SVP und
Economiesuisse. Für die FDP habe eine Vollassoziierung zwar weiterhin oberste
Priorität, die Fondslösung lehnte die Partei jedoch ab, da sie die Handlungsfreiheit des
Parlaments aufgrund der gebundenen Mittel einschränke. Stattdessen solle die
Finanzierung lieber über die BFI-Debatten erfolgen. Auch die SVP und Economiesuisse
waren der Ansicht, die bestehenden Ersatzmassnahmen seien besser geeignet, um den
Schweizer Forschungsplatz zu unterstützen, und erachteten das neue Gesetz als
unnötige Bürokratie. Die SVP kritisierte zudem, wie etwa der Kanton Freiburg, dass die
Vorlage das Anliegen der beiden Standesinitiative nicht umsetze, da diese eine
Beteiligung der Schweiz bei Horizon forderten. Sie teilte damit die Meinung einer
Kommissionsminderheit Stark (svp, TG), die sich für Nichteintreten auf die Vorlage
einsetzte. Weitere Präzisierungs- und Anpassungsvorschläge betrafen Bestimmungen
zur Auflösung des Fonds, zur Geltungsdauer des Gesetzes und zur Anhörung im Rahmen
der Prioritätenordnung durch das WBF. Bei Letzterer ging es vorwiegend darum, dass
BFI-Akteure bei der Erarbeitung der Projektrangfolge für die Verwendung der aus dem
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Fonds entnommenen Mittel miteinbezogen werden. 49

Medien

Presse

Die parlamentarische Initiative „Medien und Demokratie“ wurde in der Frühlingssession
des Nationalrates definitiv abgelehnt. Die Initiative hatte die Einführung eines neuen
Verfassungsartikels zum Ziel, der die Medienvielfalt und Unabhängigkeit der Medien
gewährleisten sollte. Stattdessen überwies der Nationalrat die vom Ständerat im Vorjahr
gebilligte Motion (Mo. 04.3433) ebenfalls, die eine Presseförderung mittels Beteiligung
an den Verteilungskosten anstrebt. Die schweizerische Presseförderung wurde auch
seitens der Europäischen Union kritisch beäugt. Ausländische Zeitungen müssen den
vollen Posttarif bezahlen gegenüber einem subventionierten Tarif für Schweizer
Publikationen. Dies stellt laut der Europäischen Kommission eine Diskriminierung dar. 50
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Linke und ökologische Parteien

Das Wahlkampfprogramm der Grünen für die nationalen Wahlen wurde im Mai in Genf
an einer Delegiertenversammlung diskutiert. Dabei hielt die GP einhellig an ihren
traditionellen Positionen fest. Sie bestätigte auch ihre Forderung nach einem EU-
Beitritt der Schweiz. Das von Parteipräsident Baumann angekündigte Projekt für eine
Volksinitiative für eine Neugliederung der Schweiz in einige wenige Grosskantone wurde
hingegen auf den nächsten Parteitag vom September verschoben. Nachdem es dort
auch nicht behandelt worden war, reichte die Grüne Fraktion den Vorstoss für eine
Neustrukturierung der Schweizer Kantone als parlamentarische Initiative im
Nationalrat ein. 51
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